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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Gesundheitswesen 
(11. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
einer Bundesärzteordnung 

— Drucksache 2745 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Stammberger 


Der Gesetzentwurf wurde in der 161. Sitzung des 
Deutschen Bundestages vom 31. Mai 1961 dem Aus- 
schuß für Gesundheitswesen überwiesen. Dieser be- 
handelte die Vorlage in der 107. Sitzung am 7. Juni 
1961 in Berlin. 

Im einzelnen macht der Ausschuß folgende Vor- 
schläge: 

Zu § 1 

Der Ausschuß schlägt vor, in Absatz 2 hinter dem 
Semikolon die Worte „er ist seiner Natur nach ein 
freier Beruf" anzufügen, um klarzustellen, daß 
grundsätzlich die Freiheit ärztlichen Tuns gewähr- 
leistet sein muß unabhängig davon, in welcher Form 
der Beruf ausgeübt wird. 

Der Ausschuß konnte sich der Auffassung des 
Bundesrates nicht anschließen, daß eine Gesetz- 
gebungskompetenz des Bundes für den Absatz 1 
nicht gegeben sei. Er schließt sich insoweit der Be- 
gründung der Regierungsvorlage an, wonach durch 
diese Vorschrift lediglich die Bedeutung des ärzt- 
lichen Berufsstandes gekennzeichnet wird. Im 
übrigen umfaßt auch nach der Auffassung des Aus- 
schusses die Zuständigkeit des Bundes zur Regelung 
der Zulassung zum ärztlichen Beruf das Recht, die 
Stellung des Arztes zum einzelnen und zur All- 
gemeinheit zum Ausdruck zu bringen. 

Zu § 2 

Zu Absatz 4 schlägt der Ausschuß vor, die Worte 
„im Sinne dieses Gesetzes" und „am Menschen" zu 
streichen, da er sie für überflüssig hält. 


I Zu § 3 

' Zu Absatz 1 Nr. 3 schließt sich der Ausschuß dem 
! auch von der Bundesregierung gebilligten Vor- 
I schlage des Bundesrates an, die Worte „ , insbeson- 
dere einer schweren strafrechtlichen Verfehlung," 
zu streichen. 

In Absatz 3 soll nach der Auffassung des Aus- 
I Schusses statt „in besonderen Fällen" gesetzt wer- 
j den „in besonderen Einzelfällen". Der Ausschuß 
; will damit unterstreichen, daß § 3 Abs. 3 nur in 
besonders begründeten Ausnahmefällen zur Anwen- 
dung kommen soll. Dabei geht der Ausschuß davon 
aus, daß im allgemeinen bei der Erteilung einer 
' solchen Bestallung der Gesichtspunkt der Gegen- 
seitigkeit beachtet werden soll. 

Der Ausschuß diskutierte die Frage, ob das Wort 
„Bestallung" nicht durch „Approbation" ersetzt 
werden sollte. Er konnte sich jedoch nicht ent- 
schließen, die Fassung des Entwurfs insoweit zu 
ändern, besonders auch deshalb, weil im Gesetz 
über die Ausübung der Zahnheilkunde vom 31. März 
1952 sowie im kürzlich ergangenem Apotheken- 
gesetz vom 20. August 1960 der Ausdruck „Bestal- 
lung" verwendet wird. 

Dagegen schlägt der Ausschuß vor, das Wort 
„Bewerber" jeweils durch das Wort „Antragsteller" 
zu ersetzen. 

Zu § 4 

Hier prüfte der Ausschuß eingehend die Frage, 
öb die Ermächtigung zum Erlaß einer Bestallungs- 
ordnung noch einer stärkeren Konkretisierung be- 
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dürfe. Er kam jedoch mit Mehrheit zu <iem Ergebnis, 
daß die Aufnahme weiterer Einzelheiten über die 
Ausgestaltung der Bestallungsordnung in das 
Gesetz weder verfassungsrechtlich notwendig noch 
zweckmäßig sei. Es sei vielmehr der Bestallungs- 
ordnung zu überliassen, die Zahl und die Durchfüh- 
rung der Prüfungen (Kollegial-System, erforderliche 
Zahl der Semester) sowie die Dauer der Medizinal- 
assistentenzeit zu regeln. 

Zu § 5 

Der Bundesrat hatte angeregt, im weiteren Ver- 
lauf des Gesetzgebungsverfahrens zu prüfen, ob es 
erforderlich sei, als weiteren zwingenden Grund der 
Zurücknahme der Bestallung in § 5 Abs. 2 den Fall 
aufzunehmen, daß durch ein staatliches Berufs- 
gericht die Unwürdigkeit, den ärztlichen Beruf aus- 
zuüben, ausgesprochen worden ist. 

Der Ausschuß ischloß sich der in der Sitzung von 
der Bundesregierung abgegebenen Stellungnahme 
an, wonach gegen die Aufnahme einer solchen Be- 
stimmung rechtliche Bedenken bestehen würden. Die 
Berufsunwürdigkeit stellt nach § 5 Abs. 1 Nr. 2 in 
Verbindung mit § 3 Abs. 1 Nr. 3 einen Grund zur 
Zurücknahme der Bestallung dar. Es handelt sich 
insofern also um eine Frage, die in den Bereich der 
Zulassung im Sinne des Artikels 74 Nr. 19 GG ge- 
hört. Die Erteilung sowie die Zurücknahme der Be- 
stallung sollte abschließend in der Bundesärzte- 
ordnung geregelt werden. Dem würde es wider- 
sprechen, wenn durch eine Entscheidung eines auf 
Landesrecht beruhenden Berufsgerichts eine Zurück- 
nahme der Bestallung herbeigeführt werden könnte. 
Die Vorschrift, daß das Berufsgericht auf Berufsun- 
würdigkeit erkennen kann, gibt es nur in einigen 
Ländern des Bundesgebiets. Der Ausschuß empfiehlt 
diesen Ländern, ihre Kammergesetze entsprechend 
zu ändern. 

Der Ausschuß hält die Einfügung eines Absatzes 3 
für erforderlich. Durch diese Bestimmung soll eine 
Lücke geschlossen werden. 

Die jetzige Fassung der Regierungsvorlage stellt 
nur auf die Voraussetzungen des § 3 Abs. 1 ab, be- 
rücksichtigt dagegen nicht die in § 3 Abs. 2 und 3 
enthaltenen darüber hinausgehenden Voraussetzun- 
gen. 

Zu §7 

Entsprechend dem auch von der Bundesregierung 
gebilligten Vorschlag des Bundesrates empfiehlt der 
Ausschuß, den Absatz 2 zu streichen. 

Er hält diese Bestimmung für unnötig, da er da- 
von ausgeht, daß die zuständigen Behörden der 
Länder bei Entscheidungen nach § 7 Abs. 1 die zu- 
ständige Ärztekammer ohnehin hören. 

Zu § 8 

Der Ausschuß stimmte einem Formulierungsvor- 
schlag der Bundesregierung für einen auf Anregung 


des Bundesrates neu einzufügenden Absatz 2 zu. Er 
hält die Gewährung eines Rechtsanspruches auf 
Wiedererteilung der Bestallung in den dort ange- 
gebenen Fällen für gerechtfertigt. 

Zu § 11 

Der Ausschuß schlägt vor, die Worte „der Ärzte- 
kammern" zu ersetzen durch die Worte „der Ar- 
beitsgemeinschaft der Westdeutschen Ärztekam- 
mern". Er ist der Auffassung, daß die Bundesregie- 
rung diese und nicht die einzelnen Landesärztekam- 
mern anhören sollte. 

Ferner schlägt der Ausschuß vor, hinter Satz 1 
eine Bestimmung einzufügen, wonach in dieser Ge- 
bührenordnung Mindest- und Höchstsätze für die 
ärztlichen Leistungen festzusetzen sind. Der Vor- 
schlag dient einer besseren Konkreti'sierung des In- 
haltes der Gebührenordnung. 

Der Ausschuß hat die Frage der Zuständigkeit des 
Bundes zum Erlaß einer Gebührenordnung für 
Ärzte eingehend geprüft. Er kam einmütig zu der 
Überzeugung, daß idiese Frage zu bejahen sei und 
teilte insofern voll und ganz die Auffassung der 
Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundes- 
rates. 

Zu § 12 

Der Ausschuß folgt hier dem Vorschlag des Bun- 
desrates, einen Absatz 4 anzufügen, wonach die 
Landesregierungen die zuständige Behörde bestim- 
men. 

Zu § 13 

Hier schlägt der Ausschuß vor, in Nummer 2 die 
Worte „am Menschen" entsprechend seinem Vor- 
schlag ZU § 2 Abs. 4 zu streichen. Ferner soll vor 
dem Wort „ausübt" eingefügt werden „berufs- oder 
gewerbsmäßig" . 

Zu § 14 

Bei der Neuformulierung des Absatzes 2 folgte 
der Ausschuß dem Vorschlag des Bundesrates, dem 
auch die Bundesregierung zugestimmt hat. 

Zu § 16 

t 

Der Ausschuß schlägt vor, als Zeitpunkt des In- 
krafttretens des Gesetzes den 1. Januar 1962 zu be- 
stimmen. 

Zu Absatz 2 schließt sich der Ausschuß bei der 
Formulierung der Nummern 1, 2 und 3 der Auffas- 
sung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates an. 

Zu Absatz 3 empfiehlt der Ausschuß, die Fassung 
gemäß der Stellungnahme des Bundesrates, der die 
Bundesregierung zugestimmt hat, zu übernehmen. 


Berlin, den 7. Juni 1961 

Dr. Stammberger 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 2745 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 


Berlin, den 7. Juni 1961 


Der Ausschuß für Gesundheitswesen 

Dr. Stammberger 

Vorsitzender und Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung emgebrachten Entwurfs 
einer Bundesärzteordnung 

— Drucksache 2745 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Gesundheitswesen 

(11. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf einer Bundesärzteordnung 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

I. Der ärztliche Beruf 
§ 1 

(1) Der Arzt dient der Gesundheit des einzelnen 
Menschen und des gesamten Volkes. 

(2) Der ärztliche Beruf ist kein Gewerbe. 


§ 2 

(1) Wer im Geltungsbereich dieses Gesetzes den 
ärztlichen Beruf ausüben will, bedarf der Bestal- 
lung als Arzt. 

(2) Die vorübergehende Ausübung des ärztlichen 
Berufs im Geltungsbereich dieses Gesetzes ist auch 
auf Grund einer Erlaubnis zulässig. 

(3) Für die Ausübung des ärztlichen Berufs in 
Grenzgebieten durch im Inland nicht niedergelas- 
sene Arzte gelten die hierfür abgeschlossenen 
zwischenstaatlichen Verträge. 

(4) Ausübung des ärztlichen Berufs im Sinne die- 
ses Gesetzes ist die Ausübung der Heilkunde am 
Menschen unter der Berufsbezeichnung „Arzt" oder 
„Ärztin". 


II. Die Bestallung 

§ 3 

(1) Die Bestallung als Arzt ist auf Antrag zu er- 
teilen, wenn der Antragsteller 

1. Deutscher im Sinne des Artikels 116 des 
Grundgesetzes oder heimatloser Auslän- 
der im Sinne des Gesetzes über die 
Rechtsstellung heimatloser Ausländer im 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

Entwurf einer Bundesärzteordnung 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

1. Der ärztliche Beruf 

§ 1 

(1) unverändert 

(2) Der ärztliche Beruf ist kein Gewerbe; er ist 

seiner Natur nach ein freier Beruf. 

§ 2 

(1) unverändert 

(2) unverändert 

(3) unverändert 

(4) Ausübung des ärztlichen Berufs ist die Aus- 
übung der Heilkunde unter der Berufsbezeichnung 
„Arzt" oder „Ärztin". 


11. Die Bestallung 

§ 3 

(1) Die Bestallung als Arzt ist auf Antrag zu er- 
teilen, wenn der Antragsteller 

1. unverändert 
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Entwurf 

Bundesgebiet vom 25. April 1951 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 269) ist, 

2. die bürgerlichen Ehrenrechte besitzt, 

3. sich nicht eines Vei'haltens, insbesondere 
einer schweren strafrechtlichen Verfeh- 
lung, schuldig gemacht hat, aus dem sich 
seine Unwürdigkeit oder Unzuverlässig- 
keit zur Ausübung des ärztlichen Berufs 
ergibt, 

4. nicht wegen eines körperlichen Ge- 
brechens oder wegen Schwäche seiner 
geistigen oder körperlichen Kräfte oder 
wegen einer Sucht zur Ausübung des ärzt- 
lichen Berufs unfähig oder ungeeignet ist, 

5. nach dem Studium der Medizin die ärzt- 
liche Prüfung bestanden und 

6. die Mediainalassistentenzeit abqeleistet 
hat. 

(2) Einem Antragsteller mit einer in der sowje- 
tischen Besatzungszone Deutschlands oder im So- 
wjetsektor von Berlin erworbenen abgeschlossenen 
Ausbildung für die Ausübung des ärztlichen Berufes 
ist die Bestallung als Arzt zu erteilen, wenn er die 
Gleichwertigkeit seines Ausbildungsstandes nach- 
weist und die Voraussetzungen des Absatzes 1 Nr. 1 
bis 4 erfüllt. 

(3) Die Bestallung als Arzt kann auf Antrag in 
besonderen Fällen, insbesondere in Härtefällen 
oder aus Gründen des öffentlichen Gesundheits- 
interesses, erteilt werden, wenn der Antragsteller 

1, die Voraussetzungen des Absatzes 1 Nr. 2 
bis 6 erfüllt oder 

2. eine außerhalb des Geltungsbereichs die- 
ses Gesetzes erworbene gleichwertige ab- 
geschlossene Ausbildung für die Aus- 
übung des ärztlichen Berufs nachweist 
und die Voraussetzungen des Absatzes 1 
Nr. 2 bis 4 erfüllt; Absatz 2 bleibt unbe- 
rührt. 

Die Bestallung kann in diesen Fällen nur im Beneh- 
men mit dem Bundesminister des Innern erteilt oder 
versagt werden. 

(4) Soll der Antrag auf Bestallung wegen Feh- 
lens einer der in Absatz 1 Nr. 3 und 4 genannten 
Voraussetzungen abgelehnt werden, so ist der Be- 
werber oder sein gesetzlicher Vertreter vorher zu 
hören. 

(5) Ist gegen den Bewerber wegen des Verdachts 
einer strafbaren Handlung, aus der sich seine Un- 
würdigkeit oder Unzuverlässigkeit zur Ausübung 
des ärztlichen Berufs ergeben kann, ein Strafver- 
fahren eingeleitet, so kann die Entscheidung über 
den Antrag auf Erteilung der Bestallung bis zur 
Beendigung des Verfahrens ausgesetzt werden. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


2. unverändert 

3. sich nicht eines Verhaltens schuldig ge- 
macht hat, aus dem sich seine Unwürdigkeit 
oder Unzuverlässigkeit zur Ausübung des 
ärztlichen Berufs ergibt. 


4. unverändert 


5. unverändert 

6. unverändert 


(2) unverändert 


(3) Die Bestallung als Arzt kann auf Antrag in 
besonderen Einzelfällen, insbesondere in Härte- 
fällen oder aus Gründen des öffentlichen Gesund- 
heitsinteresses, erteilt werden, wenn der Antrag- 
steller 

1. unverändert 

2. unverändert 


Die Bestallung kann in diesen Fällen nur im Beneh- 
men mit dem Bundesminister des Innern erteilt oder 
versagt werden. 

(4) Soll der Antrag auf Bestallung wegen Feh- 
lens einer der in Absatz 1 Nr. 3 und 4 genannten 
Voraussetzungen abgelehnt werden, so ist der An- 
tragsteller oder sein gesetzlicher Vertreter vorher 
zu hören. 

(5) Ist gegen den Antragsteller wegen des Ver- 
dachts einer strafbaren Handlung, aus der sich seine 
Unwürdigkeit oder Unzuverlässigkeit zur Ausübung 
des ärztlichen Berufs ergeben kann, ein Strafver- 
fahren eingeleitet, so kann die Entscheidung über 
den Antrag auf Erteilung der Bestallung bis zur 
Beendigung des Verfahrens ausgesetzt werden. 
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Entwurf 
§ 4 

Der Bundesminister des Innern regelt durch 
Rechts Verordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
in einer Bestallungsordnung für Ärzte die Mindest- 
dauer des medizinischen Studiums, das Nähere über 
die ärztliche Prüfung, die Medizinalassistentenzeit 
und die Bestallung sowie die Prüfungsgebühren. 
Dabei darf die Mindestdauer des medizinischen 
Studiums auf höchstens zwölf Semester festgesetzt, 
die Zulassung zur ärztlichen Prüfung vom Bestehen 
höchstens zweier Vorprüfungen abhängig gemacht 
und die Dauer der Medizinalassistentenzeit auf 
höchstens zwei Jahre festgesetzt werden. 

§ 5 

(1) Die Bestallung ist zurückzunehmen, wenn 

1. eine der Voraussetzungen des § 3 Abs. 1 
Nr. 2 bis 5 nicht Vorgelegen hat oder 

2. eine der Voraussetzungen des § 3 Abs. 1 
Nr. 2 und 3 nicht mehr gegeben ist, 

(2) Die Bestallung kann zurückgenommen wer- 
den, wenn 

1. eine der Voraussetzungen des § 3 Abs. 1 
Nr. 1 und 6 nicht Vorgelegen hat oder 

2. eine der Voraussetzungen des § 3 Abs. 1 
Nr. 4 nicht mehr gegeben ist. 


§ 6 

(1) Das Ruhen der Bestallung kann angeordnet 
werden, wenn 

1. gegen den Arzt wegen des Verdachts 
einer strafbaren Handlung, aus der sich 
seine Unwürdigkeit oder Unzuverlässig- 
keit zur Ausübung des ärztlichen Berufs 
ergeben kann, ein Strafverfahren eingelei- 
tet ist oder 

2. eine der Voraussetzungen des § 3 Abs. 1 
Nr. 4 nicht mehr gegeben ist oder 

3. Zweifel bestehen, ob die Voraussetzun- 
gen des § 3 Abs. 1 Nr. 4 noch erfüllt sind 
und der Arzt sich weigert, sich einer von 
der zuständigen Behörde angeordneten 
amts- oder fachärztlichen Untersuchung zu 
unterziehen. 

(2) Die Anordnung ist aufzuheben, wenn ihre 
Voraussetzungen nicht mehr vorliegen. 

§ 7 

(1) Der Arzt oder sein gesetzlicher Vertreter ist 
in den Fällen der §§ 5 und 6 Abs. 1 vor der Ent- 
scheidung zu hören. 

(2) Die zuständige Ärztekammer ist zu hören, 
wenn 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
§ 4 

unverändert 


§ 5 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) Eine nach § 3 Abs. 2 oder 3 erteilte Bestal- 
lung kann auch zurückgenommen werden, wenn 
eine der nicht auf § 3 Abs. 1 bezogenen Vorausset- 
zungen nicht Vorgelegen hat. 

§ 6 

unverändert 


§ 7 

(1) unverändert 

Absatz 2 entfällt 
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Entwurf 

1. die Bestallung zurückgenommen werden 
soll, weil die Voraussetzung des § 3 
Abs. 1 Nr. 3 nicht mehr gegeben ist, oder 

2. das Ruhen der Bestallung angeordnet wer- 
den soll. 

§ 8 

Einer Person, deren Approbation oder Bestallung 
zurückgenommen worden ist, kann auf Antrag eine 
Bestallung erteilt werden, wenn Umstände vorlie- 
gen, die die Wiederaufnahme des ärztlichen Berufs 
unbedenklich erscheinen lassen. 


§ 9 

Ein Verzicht auf die Bestallung, der unter einer 
Bedingung erklärt wird, ist unwirksam. 

» 

IIL Die Erlaubnis 

§ 10 

(1) Die Erlaubnis zur vorübergehenden Aus- 
übung des ärztlichen Berufs kann auf Antrag Per- 
sonen erteilt werden, die eine abgeschlossene Aus- 
bildung für den ärztlichen Beruf nachweisen. 

(2) Die Erlaubnis wird nur widerruflich und be- 
fristet erteilt; sie kann auf bestimmte Tätigkeiten 
beschränkt werden. Personen, denen die Erlaubnis 
erteilt worden ist, haben im übrigen die Rechte und 
Pflichten eines Arztes. 

IV. Gebührenordnung 
§ 11 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, nach An- 
hörung der Ärztekammern durch Rechtsverordnung 
mit Zustimmung des Bundesrates die Entgelte für 
die ärztliche Tätigkeit in einer Gebührenordnung zu 
regeln. Dabei ist den berechtigten Interessen der 
Ärzte und der zur Zahlung der Entgelte Verpflich- 
teten Rechnung zu tragen. 


. V. Zuständigkeiten 

§ 12 

(1) Die Entscheidungen nach § 3 Abs. 1 und 
Abs. 3 Nr. 1 trifft die zuständige Behörde des Lan- 
des, in dem die Prüfung abgelegt worden ist. 


Beschlüs.se des 11. Ausschusses 


§ 8 

( 1 ) Einer Person, deren Approbation oder Bestal- 
lung zurückgenommen worden ist, kann auf Antrag 
eine Bestallung erteilt werden, wenn Umstände vor- 
liegen, die die Wiederaufnahme des ärztlichen Be- 
rufs unbedenklich erscheinen lassen. 

(2) Wurde die Approbation oder Bestallung aus 
einem der in § 5 Abs. 2 Nr. 1 bezeichneten Gründe 
zurückgenommen und beruhte die fehlerhafte Ertei- 
lung der Approbation oder Bestallung nicht auf 
einer Täuschungshandlung des Antragstellers, so ist 
die Bestallung auf Antrag zu erteilen, wenn die 
Voraussetzungen für die Erteilung nach § 3 vor- 
liegen. Absatz 1 bleibt unberührt. 

§ 9 

unverändert 

IIL Die Erlaubnis 

§ 10 

unverändert 


IV. Gebührenordnung 

§ 11 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, nach Anhö- 
rung der Arbeitsgemeinschaft der Westdeutschen 
Ärztekammern durch Rechtsverordnung mit Zustim- 
mung des Bundesrates die Entgelte für ärztliche 
Tätigkeit in einer Gebührenordnung zu regeln. In 
dieser Gebührenordnung sind Mindest- und Höchst- 
sätze für die ärztlichen Leistungen festzusetzen. Da- 
bei ist den berechtigten Interessen der Ärzte und 
der zur Zahlung der Entgelte Verpflichteten Rech- 
nung zu tragen. 

V. Zuständigkeiten 

§ 12 

(1) unverändert 
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Entwurf 

(2) Die Entscheidungen nach § 3 Abs. 2 und 
Abs. 3 Nr. 2 sowie nach §§ 5, 6 und 8 trifft 

1. die zuständige Behörde des Landes, in 
dem der Arzt oder Bewerber seinen 
Wohnsitz hat, 

2. wenn eine Zuständigkeit nach Nummer 1 
nicht gegeben dst, die zuständige Behörde 
des Landes, in dem der Arzt oder Bewer- 
ber seinen Wohnsitz begründen will, oder 

3. wenn eine Zuständigkeit nach Nummer 1 
oder 2 nicht gegeben ist, die zuständige 
Behörde des Landes, in dem der Arzt oder 
Bewerber zuletzt seinen Wohnsitz gehabt 
hat. 

(3) Die Entscheidung nach § 10 trifft die zustän- 
dige Behörde des Landes, in dem der Bewerber den 
ärztlichen Beruf auszuüben beabsichtigt. 


VI. Strafvorschriften 

§ 13 

Mit Gefängnis bis zu einem Jahr und mit Geld- 
strafe oder mit einer dieser Strafen wird bestraft, 

1. wer, ohne als Arzt bestallt oder nach § 2 
Abs. 2 oder 3 zur Ausübung dös ärztlichen 
Berufs befugt zu sein, eine Bezeichnung führt, 
die nach Lage der Umstände geeignet ist, den 
Anschein zu erwecken, er sei zur Ausübung 
des ärztlichen Berufs berechtigt, 

2. wer die Heilkunde am Menschen ausübt, so- 
lange durch vollziehbäre Verfügung das Ruhen 
der Bestallung. angeordnet ist. 


VII. Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 14 

(1) Eine Approbation oder Bestallung, die bei 
Inkrafttreten dieses Gesetzes in seinem Geltungs- 
bereich zur Ausübung des ärztlichen Berufs berech- 
tigt, gilt als Bestallung im Sinne dieses Gesetzes. 

(2) Eine Erlaubnis nach §11 der Reichsärzteord- 
nung vom 13, Dezember 1935 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1433), zuletzt geändert durch das Gesetz zur 
Änderung der Reichsärzteordnung vom 30, Mai 1940 
(Reichsgesetzbl, I S. 827), gilt mit ihrem bisherigen 
Inhalt als Erlaubnis nach § 10 dieses Gesetzes. 

§ 15 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 des 
Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlas- 
sen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

(2) Die Entscheidungen nach § 3 Abs. 2 und Abs. 3 
Nr. 2 sowie nach §§ 5, 6 und 8 trifft 

1. die zuständige Behörde des Landes, indem 
der Arzt oder Antragsteller seinen Wohn- 
sitz hat, 

2. wenn eine Zuständigkeit nach Nummer 1 
nicht gegeben ist, die zuständige Behörde 
des Landes, in dem der Arzt oder Antrag- 
steller seinen Wohnsitz begründen will, 
oder 

3. wenn eine Zuständigkeit nach Nummer 1 
oder 2 nicht gegeben ist, die zuständige 
Behörde des Landes, in dem der Arzt oder 
Antragsteller zuletzt seinen Wohnsitz ge- 
habt hat. 

(3) Die Entscheidung nach § 10 trifft die zustän- 
dige Behörde des Landes, in dem der Antragsteller 
den ärztlichen Beruf auszuüben beabsichtigt. 

(4) Die Landesregierung bestimmt die zuständige 
Behörde. 

VI. Strafvorschriften 

§ 13 

Mit Gefängnis bis zu einem Jahr und mit Geld- 
strafe oder mit einer dieser Strafen wird bestraft, 

1. unverändert 


2. wer die Heilkunde berufs- oder gewerbsmäßig 

ausüibt, solange durch vollziehbare Verfügung 
das Ruhen der Bestallung angeordnet ist. 


VII. Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 14 

(1) unverändert 


(2) Eine Erlaubnis, die bei Inkrafttreten dieses 
Gesetzes in seinem Geltungsbereich zur Ausübung 
des ärztlichen Berufs berechtigt, gilt mit ihrem bis- 
herigen Inhalt als Erlaubnis nach § 10 dieses 'Ge- 
setzes. 

§ 15 

unverändert 
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Entwurf 
§ 16 

(1) Dieses Gesetz tritt am in Kraft. 

(2) Mit dem Inkraf treten dieses Gesetzes treten 

außer Kraft: 

1. die §§ 1 bis 16, 84, 85 und 92 der Reichsärzte- 
ordnung vom 13. Dezember 1935 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 1433), zuletzt geändert durch das 
Gesetz zur Änderung der Reichsärzteordnung 
vom 30. Mai 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 827), 

2. die §§ 1 bis 17, 28 und 29 der Ersten Verordnung 
zur Durchführung und Ergänzung der Reichs- 
ärzteordnung vom 31. März 1936 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 338), zuletzt geändert durch die 
Vierte Verordnung zur Durchführung und Ergän- 
zung der Reichsärzteordnung vom 31. Mai 1939 
(Reichsgesetzbl. I S. 978), 

3. die Artikel 2, 3, 4 Abs. 1, Artikel 5 und 34 des 
Bayerischen Arztegesetzes vom 25. Mai 1946 
(Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt 
S. 193), geändert durch das vorläufige Gesetz 
zur Regelung des ärztlichen Niederlassungs- 
wesens vom 3. Juli 1947 (Bayerisches Gesetz- 
und Verordnungsblatt S. 147). 

(3) Mit dem Inkraftreten dieses Gesetzes finden 

auf Ärzte keine Anwendung mehr: 

1. das bayerische Gesetz zur Regelung des ärzt- 
lichen Niederlassungs Wesens vom 23. Dezem- 
ber 1948 (Bayerisches Gesetz- und Verordnungs- 
blatt 1949 S. 2), 

2. das nordrhein-westfälische Gesetz zur Regelung 
der Niederlassung von Ärzten, Zahnärzten und 
Dentisten (Niederlassungsgesetz) vom 17. März 
1949 (Gesetz- und Verordnungsblatt für das 
Land Nordrhein-Westfalen S. 83) und die Durch- 
führungsverordnung zu diesem Gesetz vom 
17. März 1949 (Gesetz- und Verordnungsblatt 
für das Land Nordrhein-Westfalen S. 193). 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
§ 16 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1962 in Kraft. 

(2) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes treten 

außer Kraft: 

1. die §§ 1 bis 11, 15, 16, 84, 85, 91 und 92 der 
Reichsärzteordnung vom 13. Dezember 1935 
(Reichsgesetzbl. I S. 1433), zuletzt geändert durch 
das Gesetz zur Änderung der Reichsärzteordnung 
vom 30. Mai 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 827), 

2. die §§ 1 bis 17 und 28 der Ersten Verordnung 
zur Durchführung und Ergänzung der Reichs- 
ärzteordnung vom 31. März 1936 (Reichsge- 
setzibl. I S. 338), zuletzt geändert durch die 
Vierte Verordnung zur Durchführung und Ergän- 
zung der Reichsärzteordnung vom 31. Mai 1939 
(Reichsgesetzbl. I S. 978), 

3. das Bayerische Ärztegesetz vom 25. Mai 1946 

(Bereinigte Sammlung des bayerischen Landes- 
rechts Band II S. 58) mit Ausnahme des Arti- 
kels 4 Abs. 2 bis 4 und der Artikel 35 bis 37. 


(3) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes finden 
auf Ärzte keine Anwendung mehr: 

1. das bayerische Gesetz zur Regelung des ärzt- 
lichen Niederlassungswesens vom 23. Dezember 

1948 (Bereinigte Sammlung des Bayerischen Lan- 
desrechls Band II S. 62), 

2. das nordrhein-westfälische Gesej;z zur Regelung 
der Niederlassung von Ärzten, Zahnärzten und 
Dentisten (Niederlassungsgesetz) vom 17. März 

1949 (Bereinigte Sammlung des Landesrechts 
Nordrhein-Westfalen S. 375) mit Ausnahme des 
§ 3 sowie die Durchführungsverordnung zu die- 
sem Gesetz vom 11. November 1949 (Bereinigte 
Sammlung des Landesrechts Nordrhein-West- 
falen S. 375) mit Ausnahme des § 2. 
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